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Hauptsatzung der Stadt Angermünde (HS)

Aufgrund der §§ 4 und 28 Absatz 2 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) vom 5. März 2024 (GVBl. I/24 [Nr. 10], ber. [Nr. 
38]) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Angermünde in ihrer 
Sitzung am 16.07.2025 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name der Gemeinde (§ 9 BbgKVerf)

(1) 	 Die Gemeinde führt den Namen „Stadt Angermünde“. 
(2) 	 Sie hat die Rechtsstellung einer amtsfreien kreisangehörigen Stadt. 

§ 2
Wappen, Flagge und Dienstsiegel (§ 10 BbgKVerf)

(1)	 Das Wappen der Stadt zeigt:
	 In Silber über vier blauen Wellen eine rote Burg mit drei bezinnten 

Türmen;
	 aus dem größeren Mittelturm wächst ein goldenes Hifthorn blasender 

grün gekleideter Jäger, das offene Tor ist mit einem goldenen Hirsch-
kopf belegt;

	 auf dem rechten Seitenturm ist ein blauer Spangenhelm mit drei grünen 
Pfauenfedern, auf dem linken Seitenturm ein roter Adler angebracht.

(2)	 Die Flagge der Stadt zeigt:
	 An einem Querstab hängend als Banner in den Maßen 120 × 300 cm. 

Die Fahne besteht aus weißem Tuch mit rechts und links am Rand lau-
fenden 20 cm breiten roten Streifen. In der Mitte der Fahne befindet 
sich das Stadtwappen.

(3)	 Das Dienstsiegel der Stadt zeigt:
	 Umschrift oben:	 Stadt Angermünde
	 Umschrift unten:	 Landkreis Uckermark
	 Siegelbild:	 Wappen der Stadt Angermünde 

§ 3
Förmliche Einwohnerbeteiligung (§§ 13, 19 BbgKVerf)

(1)	 Neben Einwohneranträgen (§ 13 Absatz 2 bis 8 BbgKVerf), Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheiden (§ 15 BbgKVerf) beteiligt die Stadt ihre 
betroffenen Einwohnerinnen und Einwohner in wichtigen Stadtangele-
genheiten förmlich mit folgenden Mitteln:
1.	 Einwohnerfragestunden der Stadtverordnetenversammlungen und 

ihrer Ausschüsse
2.	 Einwohnerversammlungen
3.	 Einwohnerbefragungen
4.	 Einwohnerumfragen
5.	 Schriftliches Beteiligungsverfahren
	 Die Stadt prüft, ob betroffene Personen oder Personengruppen, die 

nicht die Einwohnereigenschaft innehaben, in Maßnahmen nach 
Satz 1 einbezogen werden, wenn hierfür im Einzelfall ein Bedarf 
besteht.

(2)	 Die Einzelheiten der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 genannten Formen 
der Einwohnerbeteiligung werden in einer Satzung über die Einzelheiten 
der förmlichen Einwohnerbeteiligung in der Stadt Angermünde näher 
geregelt. 

(3)	 Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts, die 
die förmliche Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt.

(4)	 Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 genannten Formen sind auch für die 
Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen offen. Darüber hinaus betei-
ligt die Stadt Kinder und Jugendliche in folgenden Formen:
1.	 Kinder- und Jugendforen
2.	 das aufsuchende direkte Gespräch
3.	 durch offene Beteiligung in der Form 
	 a)  Diskussionsrunde, 
	 b)  Workshop
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4.	 projektbezogen durch situative Beteiligung in der Form 
	 a)  Diskussionsrunde 
	 b)  Workshop

Die Stadt entscheidet unter Berücksichtigung des betroffenen Personenkrei-
ses, des Beteiligungsgegenstandes und der mit der Beteiligung verfolgten 
Ziele, welche der geschaffenen Formen im Einzelfall zur Anwendung gelangt.

§ 4
Gleichstellungsbeauftragte (§ 18 BbgKVerf)

(1)	 Der Gleichstellungsbeauftragten ist Gelegenheit zu geben, zu Maß-
nahmen und Beschlüssen, die Auswirkungen auf die Gleichstellung 
von Frau und Mann haben, Stellung zu nehmen. Sie kann sich an die 
Stadtverordnetenversammlung oder deren Ausschüsse wenden.

(2)	 Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt das Recht wahr, indem sie sich 
an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung oder des Ausschusses wendet und ihren Standpunkt schrift-
lich oder elektronisch darlegt. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende 
unterrichtet die Stadtverordnetenversammlung oder den Ausschuss 
hierüber in geeigneter Weise und kann der Gleichstellungsbeauftragten 
Gelegenheit geben, ihren Standpunkt in einer der nächsten Sitzungen 
persönlich vorzutragen.

(3)	 Die Gleichstellungsbeauftragte ist durch die Stadtverordnetenversamm-
lung auf Vorschlag des Hauptverwaltungsbeamten durch Abstimmung 
zu benennen.

(4)	 Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt die Aufgaben nach Absatz 1 wahr 
und berät die Stadtverordnetenversammlung in Angelegenheiten der 
Gleichstellung von Frau und Mann. §§ 22 bis 24 Landesgleichstellungs-
gesetz finden keine Anwendung.

§ 5 
Beiräte/ weitere Beauftragte (§§ 17, 19 BbgKVerf)

1)	 Beauftragte/r für Migration und Integration
	 Zur Vertretung der Interessen der Menschen mit Migrationshintergrund 

in der Stadt Angermünde benennt die Stadtverordnetenversammlung 
einen Beauftragten für Migration und Integration. Den Beauftragten ist 
Gelegenheit zu geben, gegenüber der Stadtverordnetenversammlung 
zu Maßnahmen und Beschlüssen Stellung zu nehmen, die Auswirkun-
gen auf ihren Aufgabenbereich haben. Sie haben das Recht, sich an 
die Stadtverordnetenversammlung oder deren Ausschüsse zu wenden. 
Den Beauftragten wird eine schriftliche Stellungnahme ermöglicht. 
Die Anhörung findet nicht statt, wenn die Beauftragten rechtlich oder 
tatsächlich an der Wahrnehmung seiner Aufgaben gehindert sind. Die 
Benennung erfolgt auf Vorschlag des Hauptverwaltungsbeamten für die 
Dauer von 2 Jahren. Die Tätigkeit erfolgt ehrenamtlich.

2)	 Seniorenbeirat
	 Die Stadt Angermünde richtet zur besonderen Vertretung der Interessen 

und gesellschaftlichen Belange der Gruppe der Seniorinnen und Senioren 
einen Beirat ein. Der Beirat führt die Bezeichnung „Seniorenbeirat der 
Stadt Angermünde“. Dem Beirat gehören mindestens 5 und höchstens 9 
Mitglieder an. Mitglied des Seniorenbeirates können Personen sein, die 
das 55. Lebensjahr vollendet und ihren Wohnsitz in Angermünde haben. 
Sie sind ehrenamtlich tätig. Die Mitglieder werden auf Vorschlag des 
Hauptverwaltungsbeamten sowie von Organisationen und Vereinigun-
gen, die auf dem Gebiet der Seniorenarbeit tätig sind, wie Senioren-
vereine und -verbände, Seniorengruppen der Parteien, Gewerkschaf-
ten, Organisationen und Institutionen und Vereinigungen der Kirchen, 
von Wohlfahrtsverbänden, Seniorentagesstätten, Altenwohnheimen, 
Alten- und Pflegeheimen, Seniorentreffpunkten, Altenwohnanlagen, 
Pensionärs- und Rentengemeinschaften, von der  Stadtverordnetenver-
sammlung für die Dauer der Wahlperiode der kommunalen Vertretungs-
körperschaften im Land Brandenburg durch Abstimmung benannt.

	 Die Vorschläge sind an die/den Vorsitzende/n der Stadtverordnetenver-
sammlung zu richten.

	 Dem Beirat ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, 
die Auswirkungen auf Belange der Seniorinnen u. Senioren der Stadt 

Angermünde haben, gegenüber der Stadtverordnetenversammlung 
Stellung zu nehmen. Dem Beirat wird eine schriftliche Stellungnahme 
ermöglicht. Die Anhörung findet nicht statt, wenn der Beirat rechtlich 
oder tatsächlich an der Wahrnehmung seiner Aufgaben gehindert ist. 
Ein/e vom Seniorenbeirat zu bestimmende/r Vertreter/in des Beirates 
hat in den öffentlichen Sitzungen der Fachausschüsse zu Maßnahmen 
und Beschlüssen, die Auswirkungen auf seinen Aufgabenbereich haben, 
Teilnahme- und Rederecht.

	 In Sitzungen des Hauptausschusses oder der Stadtverordnetenver-
sammlung ist dem/der Vertreter/in des Beirates zu allen den Beirat 
berührenden Fragen Rederecht einzuräumen.

	 Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und für den Fall 
der Verhinderung eine/n stellvertretende/n Vorsitzende/n.

	 Der Beirat wird durch den Vorsitzenden einberufen. Der Hauptverwal-
tungsbeamte kann die Einberufung des Beirates verlangen. Einer ortsüb-
lichen Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
bedarf es nicht.

	 Der Hauptverwaltungsbeamte, von diesem beauftragte Personen und 
die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung haben im Beirat ein 
aktives Teilnahmerecht. Über die Ergebnisse der Sitzungen ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Auf 
das Verfahren im Beirat findet die Geschäftsordnung der Stadtverord-
netenversammlung entsprechend Anwendung, soweit nicht der Beirat 
eine Regelung durch eine eigene Geschäftsordnung trifft.

3)	 Kinder- und Jugendbeirat
	 Die Stadt Angermünde richtet zur besonderen Vertretung der Interessen 

und gesellschaftlichen Belange der Kinder und Jugendlichen einen Bei-
rat ein. Der Beirat führt die Bezeichnung „Kinder- und Jugendbeirat der 
Stadt Angermünde“.

	 Dem Beirat gehören mindestens 5 und höchstens 9 Mitglieder an. 
Wählbar können Personen sein, die das 12. Lebensjahr vollendet, das 
22. Lebensjahr noch nicht vollendet und ihren Wohnsitz in Angermünde 
haben. Sie sind ehrenamtlich tätig. Die Mitglieder werden auf Vorschlag 
von Organisationen und Vereinigungen, die auf dem Gebiet der Kinder- 
und Jugendarbeit tätig sind, von der Stadtverordnetenversammlung für 
die Dauer der Wahlperiode der kommunalen Vertretungskörperschaften 
im Land Brandenburg durch Abstimmung benannt.

	 Vorschläge können auch von Schulen oder anderen Ausbildungseinrich-
tungen eingereicht werden.

	 Die Vorschläge sind an die/den Vorsitzende/n der Stadtverordnetenver-
sammlung zu richten. Dem Beirat ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnah-
men und Beschlüssen, die Auswirkungen auf Belange der Kinder- und 
Jugendlichen der Stadt Angermünde haben, gegenüber der Stadtverord-
netenversammlung Stellung zu nehmen. Dem Beirat wird eine schriftli-
che Stellungnahme ermöglicht.

	 Die Anhörung findet nicht statt, wenn der Beirat rechtlich oder tatsäch-
lich an der Wahrnehmung seiner Aufgaben gehindert ist. Ein/e vom 
Kinder- und Jugendbeirat zu bestimmende/r Vertreter/in des Beirates 
hat in den öffentlichen Sitzungen der Fachausschüsse zu Maßnahmen 
und Beschlüssen, die Auswirkungen auf seinen Aufgabenbereich haben, 
Teilnahme- und Rederecht. In Sitzungen des Hauptausschusses oder der 
Stadtverordnetenversammlung ist dem/der Vertreter/in des Beirates zu 
allen den Beirat berührenden Fragen Rederecht einzuräumen.

	 Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und für den Fall 
der Verhinderung einen stellvertretenden Vorsitzenden.

	 Der Beirat wird durch den Vorsitzenden einberufen. Der Hauptverwal-
tungsbeamte kann die Einberufung des Beirates verlangen. Einer ortsüb-
lichen Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
bedarf es nicht. Der Hauptverwaltungsbeamte, von diesem beauftragte 
Personen und die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung haben 
im Beirat ein aktives Teilnahmerecht. Über die Ergebnisse der Sitzungen 
ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen 
ist. Auf das Verfahren im Beirat findet die Geschäftsordnung der Stadt-
verordnetenversammlung entsprechend Anwendung, soweit nicht der 
Beirat eine Regelung durch eine eigene Geschäftsordnung trifft.
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4)	 Wirtschaftsbeirat
	 Die Stadt Angermünde richtet zur besonderen Vertretung der Interessen 

und wirtschaftlichen Belange der Unternehmerinnen und Unternehmer 
einen Beirat ein. Der Beirat führt die Bezeichnung „Wirtschaftsbeirat 
der Stadt Angermünde“.

	 Dem Beirat gehören mindestens 6 und höchstens 12 Mitglieder an. 
Wählbar können Personen sein, die einer selbständigen Tätigkeit im 
Haupterwerb nachgehen und ihren Unternehmenshauptsitz in Anger-
münde haben. Sie sind ehrenamtlich tätig. Die Mitglieder werden auf 
Vorschlag des Hauptverwaltungsbeamten sowie von Institutionen, wie 
der Unternehmervereinigung Uckermark, der Kreishandwerkerschaft, 
der Handwerkskammer Frankfurt/Oder und der Industrie- und Handels-
kammer Ostbrandenburg, von der Stadtverordnetenversammlung für die 
Dauer der Wahlperiode der kommunalen Vertretungskörperschaften im 
Land Brandenburg durch Abstimmung benannt.

	 Die Vorschläge sind an die/den Vorsitzende/n der Stadtverordnetenver-
sammlung zu richten. Hierbei soll mindestens je ein/e Vertreter/in aus 
Einzelhandel und Gastronomie Berücksichtigung finden. Dem Beirat ist 
Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, die Relevanz 
für die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt Angermünde haben, ge-
genüber der Stadtverordnetenversammlung Stellung zu nehmen. Dem 
Beirat wird eine schriftliche Stellungnahme ermöglicht.

	 Die Anhörung findet nicht statt, wenn der Beirat rechtlich oder tatsäch-
lich an der Wahrnehmung seiner Aufgaben gehindert ist. Ein/e vom 
Wirtschaftsbeirat zu bestimmende/r Vertreter/in des Beirates hat in 
den öffentlichen Sitzungen der Fachausschüsse zu Maßnahmen und 
Beschlüssen, die Auswirkungen auf seinen Aufgabenbereich haben, 
Teilnahme- und Rederecht. In Sitzungen des Hauptausschusses oder der 
Stadtverordnetenversammlung ist dem/der Vertreter/in des Beirates zu 
allen den Beirat berührenden Fragen Rederecht einzuräumen.

	 Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und für den Fall 
der Verhinderung einen stellvertretenden Vorsitzenden.

	 Der Beirat wird durch den Vorsitzenden einberufen. Der Hauptverwal-
tungsbeamte kann die Einberufung des Beirates verlangen. Einer ortsüb-
lichen Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
bedarf es nicht. Der Hauptverwaltungsbeamte, von diesem beauftragte 
Personen und die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung haben 
im Beirat ein aktives Teilnahmerecht. Über die Ergebnisse der Sitzungen 
ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen 
ist. Auf das Verfahren im Beirat findet die Geschäftsordnung der Stadt-
verordnetenversammlung entsprechend Anwendung, soweit nicht der 
Beirat eine Regelung durch eine eigene Geschäftsordnung trifft.

§ 6
Entscheidungen der Gemeindevertretung

über Vermögensgegenstände der Gemeinde
(§ 28 Absatz 2 Nr. 17 BbgKVerf)

(1)	 Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet über Geschäfte über Ver-
mögensgegenstände der Stadt, sofern der Wert des Vermögensgegen-
standes 25.000,- € nicht unterschreitet und es sich nicht um ein Geschäft 
der laufenden Verwaltung handelt (§ 28 Absatz 2 Nr. 17 BbgKVerf).

	 Sie entscheidet gemäß § 28 Absatz 2 Nr. 18 BbgKVerf über den Ab-
schluss von Vergleichen, soweit der Wert 5.000,- Euro nicht unterschrei-
tet und es sich nicht um ein Geschäft der laufenden Verwaltung handelt.

(2)	 Die Stadtverordnetenversammlung behält sich folgende Gruppen von 
Angelegenheiten zur Entscheidung vor, für die ansonsten der Hauptaus-
schuss zuständig wäre:
a)	 Vergaben von Bauleistungen sofern der Wert 50.000,- € je Einzel-

maßnahme nicht unterschreitet und es sich nicht um ein Geschäft 
der laufenden Verwaltung handelt,

b)	 Vergaben von Liefer- und Dienstleistungen, sofern der Wert 
50.000,- € je Einzelmaßnahme nicht unterschreitet und es sich nicht 
um ein Geschäft der laufenden Verwaltung handelt,

c)	 Vergaben von Planungsleistungen sofern der Wert 50.000,- € je Ein-
zelmaßnahme nicht unterschreitet und es sich nicht um ein Geschäft 
der laufenden Verwaltung handelt;

d)	 den Erlass von Geldforderungen über 25.000,- € (Hauptforderung);
e)	 die Erhebung einer Klage mit einem Streitwert von über 25.000,- €. 

	 Das Recht der Stadtverordnetenversammlung, nach § 28 Absatz 4 Satz 
1 BbgKVerf Entscheidungen an sich zu ziehen, für die sonst der Haupt-
ausschuss zuständig ist, bleibt unberührt.

(3)	 Der Hauptausschuss entscheidet 
a)	 über Geschäfte über Vermögensgegenstände der Stadt in den Wert-

grenzen von 5.000,- bis 25.000,- €, sofern es sich nicht um ein Ge-
schäft der laufenden Verwaltung handelt.

b)	 über die Vergabe von Bauleistungen in den Wertgrenzen von 
20.000,- € bis 50.000,- € je Einzelmaßnahme, sofern es sich nicht 
um ein Geschäft der laufenden Verwaltung handelt,

c)	 über die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen in den Wertgren-
zen von 20.000,- € bis 50.000,- € je Einzelmaßnahme, sofern es sich 
nicht um ein Geschäft der laufenden Verwaltung handelt,

d)	 sowie über die Vergabe von Planungsleistungen in den Wertgrenzen 
von 20.000,- € bis 50.000,- € je Einzelmaßnahme, sofern es sich 
nicht um ein Geschäft der laufenden Verwaltung handelt.

e)	 über den Erlass von Geldforderungen der Stadt Angermünde in den 
Wertgrenzen von 2.500,-€ bis 25.000,- € (Hauptforderung)

f)	 über die Erhebung einer Klage vor Gericht in den Wertgrenzen des 
Streitwerts von 5.000,- € bis 25.000,- €

g)	 über alle sonstigen Angelegenheiten, die nicht der Beschlussfas-
sung der Stadtverordnetenversammlung bedürfen und nicht dem 
Hauptverwaltungsbeamten obliegen sowie über Angelegenheiten 
der laufenden Verwaltung, die der Hauptverwaltungsbeamte zur 
Beschlussfassung vorlegt.

(4)	 Über die Fassung von Gesellschafterbeschlüssen durch Vertreter der 
Stadt in Gesellschafterversammlungen kommunaler Unternehmen, an 
denen die Stadt mittelbar oder unmittelbar mit mehr als 25% beteiligt 
ist, entscheidet vorab die Stadtverordnetenversammlung.

(5)	 Entscheidungen unterhalb der Wertgrenzen der Absätze 1 bis 3 gehören 
im Regelfall zu den Geschäften der laufenden Verwaltung.

	 Der Hauptverwaltungsbeamte entscheidet in der Regel bis zu einer 
Wertgrenze von 10.000,- € über Stundungen und Niederschlagungen. 
Der Hauptverwaltungsbeamte ist berechtigt, die Zuständigkeiten auf 
Mitarbeiter/innen zu übertragen.

§ 7
Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf oder anderer Tätigkeit

(§ 31 Absatz 3, § 44 Absatz 4 Satz 4 BbgKVerf)
(1)	 Stadtverordnete und sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner teilen 

dem oder der Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung unverzüg-
lich nach der konstituierenden Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung beziehungsweise im Falle einer Berufung als Ersatzperson nach 
Annahme der Wahl schriftlich ihren Beruf sowie andere vergütete oder 
ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung ihres Man-
dates von Bedeutung sein kann. Anzugeben sind
1.	 der Beruf, der Arbeitgeber beziehungsweise Dienstherr und die 

derzeitig ausgeübte Beschäftigung sowie andere vergütete oder 
ehrenamtliche Tätigkeiten. Bei mehreren ausgeübten Berufen ist 
der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben.

2.	 Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleichartigen 
Organ einer juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwerpunkt 
in der Stadt. 

(2)	 Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist der oder dem 
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung innerhalb von vier Wo-
chen nach ihrem Eintritt schriftlich mitzuteilen. 

§ 8
Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36 BbgKVerf)

(1)	 Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung werden spätestens am 8. Tag vor dem Tag der Sitzung nach § 9 
Absatz 4 dieser Hauptsatzung öffentlich bekannt gemacht. 

(2)	 Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse 
sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwie-
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gende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Ein-
zelner es erfordern. Dies kann regelmäßig bei folgenden Gruppen von 
Angelegenheiten der Fall sein:
1.	 Personal- und Disziplinarangelegenheiten, 
2.	 Grundstücksgeschäfte, 
3.	 Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Einzelner, 
4.	 Aushandlungen von Verträgen mit Dritten

	 Die Einordnung einer bestimmten Angelegenheit zu einer der in Satz 3 
genannten Gruppen von Angelegenheiten entbindet nicht von der Ein-
zelfallprüfung, ob tatsächlich überwiegende Belange des öffentlichen 
Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner in dem konkreten Einzelfall 
den Ausschluss der Öffentlichkeit erfordern.

(3)	 Beschlussvorlagen, der in öffentlicher Sitzung zu behandelnden Ta-
gesordnungspunkte, können von jeder Person auf der Internetseite der 
Stadt Angermünde www.angermuende.de>Stadtverwaltung>Bürgerin-
foportal eingesehen werden, soweit dies technisch möglich ist. 

	 Daneben besteht die Möglichkeit, die Beschlussvorlagen innerhalb der 
Sprechzeiten in der Stadtverwaltung Angermünde im Büro der Stadtver-
ordnetenversammlung einzusehen.

	 Soweit Beschlussvorlagen, der in öffentlichen Sitzungen zu behandeln-
den Tagesordnungspunkte, personenbezogene Daten enthalten, sind 
diese zu anonymisieren. Dies gilt nicht, wenn die personenbezogenen 
Daten zum Verständnis der Beschlussvorlagen erforderlich sind und 
durch die Veröffentlichung schutzwürdige Belange der betroffenen Per-
sonen nicht beeinträchtigt werden.

§ 9 
Bekanntmachungen

(1)	 Bekanntmachungen erfolgen durch den Hauptverwaltungsbeamten.
(2)	 Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öf-

fentliche Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben sind, durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes 
im „Amtsblatt für die Stadt Angermünde“. Dies umfasst auch durch 
Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Bekanntmachungen. 

(3)	 Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung oder 
eines sonstigen Schriftstückes, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
dieser Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass 
sie zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen Sprechzeiten aus-
gelegt werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekanntmachung 
wird vom Hauptverwaltungsbeamten angeordnet. Die Anordnung muss 
die genauen Angaben über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und 
ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. Die 
Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der Auslegung 
sind aktenkundig zu machen.

(4)	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zung der Stadtverordnetenversammlung auf der Internetseite der Stadt 
Angermünde (www.angermuende.de>Stadtverwaltung>Bürgerinfopor-
tal) und durch Aushang in dem nachstehend aufgeführten Bekanntma-
chungskasten der Stadt öffentlich bekannt gemacht:

	
Markt 24, 16278 Angermünde, 

	 östlich des Haupteinganges des Rathauses

	 Die Schriftstücke sind sieben volle Tage vor dem Sitzungstag auszu-
hängen, den Tag des Anschlags nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf 
frühestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlags ist 
beim Anschlag und der Tag der Abnahme bei der Abnahme auf dem aus-
gehängten Schriftstück durch die Unterschrift des jeweiligen Bediens-
teten zu vermerken. Bei verkürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang am 
Tage, nachdem die Ladung zur Post gegeben wurde.

(5)	 Auf die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
des Hauptausschusses und sonstiger Ausschüsse finden die Regelungen 
des Absatzes 4 gleichermaßen Anwendung.

(6)	 Abweichend von Absatz 2 werden Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zungen der Ortsbeiräte durch Aushang in den nachstehend aufgeführten 
Bekanntmachungskästen der Stadt im jeweiligen Ortsteil öffentlich be-
kannt gemacht:

a)	 im Ortsteil Altkünkendorf:	
	 im Aushangkasten vor dem Grundstück Altkünkendorfer Straße 16 a,
	 16278 Angermünde OT Altkünkendorf 
b)	 im Ortsteil Biesenbrow: 
	 im Aushangkasten am Begegnungszentrum Biesenbrow, 
	 Heidenstraße 16, 16278 Angermünde OT Biesenbrow
c)	 im Ortsteil Bölkendorf:
	 im Aushangkasten an der Bushaltestelle, 16278 Angermünde 
	 OT Bölkendorf
d)	 im Ortsteil Bruchhagen:
	 im Aushangkasten Haus Schöne Aussicht 16, 16278 Angermünde 
	 OT Bruchhagen
e)	 im Ortsteil Crussow:
	 im Aushangkasten Haus Gellmersdorfer Str. 1a, 16278 Angermünde 

OT Crussow
f)	 im Ortsteil Dobberzin:
	 im Aushangkasten auf dem Dorfanger bei den Wertstoffcontainern 

gegenüber der Dobberziner Dorfstr. 36, 16278 Angermünde 
	 OT Dobberzin
g)	 im Ortsteil Frauenhagen:
	 im Aushangkasten Haus Alte Dorfstr. 11, 16278 Angermünde 
	 OT Frauenhagen
h)	 im Ortsteil Gellmersdorf:
	 im Aushangkasten an der Bushaltestelle „Stolper Straße“, 
	 16278 Angermünde OT Gellmersdorf
i)	 im Ortsteil Greiffenberg:
	 im Aushangkasten am Marktplatz, 16278 Angermünde OT Greiffenberg
j)	 im Ortsteil Günterberg:
	 im Aushangkasten Haus Dorfmitte 10, 16278 Angermünde 
	 OT Günterberg
k)	 im Ortsteil Görlsdorf:
	 im Aushangkasten Haus Parkstr. 11, 16278 Angermünde OT Görlsdorf
l)	 im Ortsteil Herzsprung:
	 im Aushangkasten Haus Lindenstr. 15, 16278 Angermünde 
	 OT Herzsprung
m)	 im Ortsteil Kerkow:
	 im Aushangkasten auf dem Dorfanger, 16278 Angermünde OT Kerkow
n)	 im Ortsteil Mürow:
	 im Aushangkasten Haus Hauptstr. 8, 16278 Angermünde OT Mürow
o)	 im Ortsteil Neukünkendorf:
	 im Aushangkasten Haus Straße am Haussee 11, 16278 Angermünde 

OT Neukünkendorf
p)	 im Ortsteil Schmargendorf:
	 im Aushangkasten Haus Zum Dorfanger 35, 16278 Angermünde 
	 OT Schmargendorf
q)	 im Ortsteil Schmiedeberg:
	 im Aushangkasten im Einfahrtsbereich des Gutshofes Dorfstr. 48, 

16278 Angermünde OT Schmiedeberg
r)	 im Ortsteil Steinhöfel:
	 im Aushangkasten Haus Steinhöfler Str. 37, 16278 Angermünde 
	 OT Steinhöfel
s)	 im Ortsteil Stolpe:
	 im Aushangkasten an der Bushaltestelle Leopold-von-Buch-Str. am 

Marktplatz, 16278 Angermünde OT Stolpe
t)	 im Ortsteil Welsow:
	 im Aushangkasten an der Bushaltestelle in Dorfmitte, 
	 Am Töpferberg, 16278 Angermünde OT Welsow
u)	 im Ortsteil Wilmersdorf:
	 im Aushangkasten nähe Haus Wilmersdorfer Str. 20, 
	 16278 Angermünde OT Wilmersdorf
v)	 im Ortsteil Wolletz:
	 im Aushangkasten Haus Zur Welse 4, 16278 Angermünde OT Wolletz
w)	 im Ortsteil Zuchenberg:
	 im Aushangkasten auf dem Gehweg zwischen der Lindenallee 18 

und 19, 16278 Angermünde OT Zuchenberg
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(7)	 Öffentliche oder ortsübliche Bekanntmachungen im Sinne von § 1 Ab-
satz 1 VwVfGBbg i. V. m. § 27a VwVfG sind dadurch zu bewirken, dass 
der Inhalt der Bekanntmachung auf der Internetseite der Stadt (www.
angermuende.de>Bürgerservice>Bekanntmachungen) zugänglich ge-
macht wird.

	 Soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, ist für die 
Einhaltung einer vorgeschriebenen Frist die Zugänglichmachung im In-
ternet maßgeblich. Die Zugänglichmachung auszulegender Dokumente 
im Sinne von § 1 Absatz 1 VwVfGBbg i. V. m. § 27b VwVfG erfolgt über 
die vorgenannte Internetseite sowie durch Auslegung im Bürgerbüro der 
Stadt Angermünde innerhalb der Sprechzeiten.

(8)	 Abweichend von Absatz 2 erfolgen Bekanntmachungen bezüglich von 
Verfahrensschritten formeller Verfahren nach Baugesetzbuch oder spe-
zialgesetzlicher formeller Planungsverfahren der Stadt Angermünde im 
Amtsblatt für die Stadt Angermünde und informativ auf der Internetsei-
te  (www.angermuende.de>Bürgerservice>Bekanntmachungen).

(9)	 Abweichend von Absatz 2 erfolgen öffentliche Bekanntmachungen nach 
den Wahlgesetzen im Amtsblatt für die Stadt Angermünde. Daneben 
werden die Bekanntmachungen nach den Wahlgesetzen durch Einstel-
len in die Internetseite der Stadt Angermünde (www.angermuende.
de>Stadtverwaltung>Wahlen) bekannt gemacht.

(10)	 Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- 
oder Formvorschriftenzustande gekommen, so ist diese Verletzung 
gemäß § 3 Absatz4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen Bekannt-
machung der Satzung gegenüber der Stadt Angermünde unter Bezeich-
nung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, 
geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Genehmigung verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verlet-
zung von landesrechtlichen Verfahrens- oder Formvorschriften über die 
öffentliche Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn sich die Betrof-
fenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in zumut-
barer Weise verlässlich Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen 
konnten. Dies gilt entsprechend für den Flächennutzungsplan und für 
Verordnungen der Stadt (§ 3 Absatz 4 und 6 BbgKVerf).

§ 10 
Bildung von Ortsteilen (§§ 45 ff. BbgKVerf)

(1)	 In der Stadt Angermünde bestehen die folgenden Ortsteile im Sinne von 
§§ 45 ff. BbgKVerf:
1.	 Altkünkendorf, in den Grenzen der Gemarkung Altkünkendorf
2.	 Biesenbrow, in den Grenzen der Gemarkung Biesenbrow
3.	 Bölkendorf, in den Grenzen der Gemarkung Bölkendorf
4.	 Bruchhagen, in den Grenzen der Gemarkung Bruchhagen
5.	 Crussow, in den Grenzen der Gemarkung Crussow
6.	 Dobberzin, in den Grenzen der Gemarkung Dobberzin
7.	 Frauenhagen, in den Grenzen der Gemarkung Frauenhagen
8.	 Gellmersdorf, in den Grenzen der Gemarkung Gellmersdorf
9.	 Greiffenberg, in den Grenzen der Gemarkung Greiffenberg
10.	Görlsdorf, in den Grenzen der Gemarkung Görlsdorf
11.	Günterberg, in den Grenzen der Gemarkung Günterberg
12.	Herzsprung, in den Grenzen der Gemarkung Herzsprung
13.	Kerkow, in den Grenzen der Gemarkung Kerkow
14.	Mürow, in den Grenzen der Gemarkung Mürow
15.	Neukünkendorf, in den Grenzen der Gemarkung Neukünkendorf
16.	Schmargendorf, in den Grenzen der Gemarkung Schmargendorf
17.	Schmiedeberg, in den Grenzen der Gemarkung Schmiedeberg
18.	Steinhöfel, in den Grenzen der Gemarkung Steinhöfel
19.	Stolpe, in den Grenzen der Gemarkung Stolpe
20.	Welsow, in den Grenzen der Gemarkung Welsow
21.	Wilmersdorf, in den Grenzen der Gemarkung Wilmersdorf
22.	Wolletz, in den Grenzen der Gemarkung Wolletz
23.	Zuchenberg, in den Grenzen der Gemarkung Angermünde, Ortslage 

Zuchenberg

(2)	 In den unter Absatz 1 genannten Ortsteilen ist jeweils ein Ortsbeirat mit 
3 Mitgliedern unmittelbar zu wählen.

(3)	 Jeder Ortsbeirat ist vor der Beschlussfassung der Stadtverordnetenver-
sammlung oder des Hauptausschusses in folgenden Angelegenheiten 
zu hören:
1.	 Planung von Investitionsvorhaben in dem Ortsteil,
2.	 Aufstellung, Änderung und Aufhebung des Flächennutzungsplanes 

sowie von Satzungen nach dem Baugesetzbuch und bauordnungs-
rechtlichen Satzungen, soweit sie sich auf den Ortsteil beziehen,

3.	 Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen und Auf-
hebung von öffentlichen Einrichtungen in dem Ortsteil,

4.	 Aus- und Umbau sowie zu Entscheidungen über Straßen, Wege und 
Plätze in dem Ortsteil,

5.	 Änderung der Grenzen des Ortsteils und
6.	 Erstellung des Haushaltsplans.

	 Eine Anhörung findet nicht statt, soweit der Ortsbeirat tatsächlich oder 
rechtlich an der Wahrnehmung seines Anhörungsrechtes gehindert ist 
(§ 46 Absatz 1 Satz 4 BbgKVerf).

(4)	 Die Sitzungen des Ortsbeirates sind grundsätzlich öffentlich. § 8 gilt 
entsprechend.

(5)	 Für die Mitglieder der Ortsbeiräte findet § 7 entsprechende Anwendung.

§ 11 
Vertretung des Hauptverwaltungsbeamten (§§ 56, 59 BbgKVerf)

Ein Beigeordneter wird nicht bestellt. Die allgemeine Stellvertretung des 
Hauptverwaltungsbeamten wird nach § 56 Absatz 3 BbgKVerf bestimmt. 

§ 12 
Gemeindebedienstete (§ 61 BbgKVerf)

Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet auf Vorschlag des Hauptver-
waltungsbeamten 
1.	 über die Einstellung dem Hauptverwaltungsbeamten direkt unterstellter 

tariflich Beschäftigter ab der Entgeltgruppe E 11,
2.	 über das Ergebnis des Bewerberauswahlverfahrens bei der Begründung 

eines Beamtenverhältnisses und die Beförderung ab der Besoldungs-
gruppe A 12.

§ 13
Sprachliche Regelung

Sind in dieser Satzung, in anderen Satzungen oder Veröffentlichungen der 
Stadt aus Gründen der Lesbarkeit und Verständlichkeit Funktionen mit einem 
geschlechtsspezifischen Begriff bezeichnet, beschreibt dieser Begriff die 
Funktion stets unabhängig von der Geschlechtsidentität der sie bekleidenden 
Person und gilt die jeweilige Bestimmung für das jeweils andere Geschlecht 
gleichermaßen und sind alle Geschlechteridentitäten einbezogen.

§ 14 
Inkrafttreten

(1)	 Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. 

(2)	 Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung nichtig oder unwirk-
sam sein, soll dies die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht be-
rühren. 

Angermünde, den 28.07.2025

Ute Ehrhardt 
Bürgermeisterin
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Haushaltssatzung der Stadt Angermünde  
für das Haushaltsjahr 2025

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg wird 
nach Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 27.11.2024 folgende 
Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird	

1.	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 ordentlichen Erträge auf	 33.453.000 €
	 ordentlichen Aufwendungen auf	 33.796.800 €

	 außerordentlichen Erträge auf	 341.600 €
	 außerordentlichen Aufwendungen auf	 341.600 €

2.	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 35.536.700 €
	 Auszahlungen auf	 39.426.900 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

	 Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit	 31.242.100 €
	 Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit	 31.355.500 €

	 Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit	 5.147.800 €
	 Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit	 8.071.400 €

	 Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit	 0,00 €
	 Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit	 551.300 €

	 Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0,00 €
	 Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0,00 €

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Gewerbesteuer werden für das Haushaltsjahr wie 
folgt festgesetzt:
1.	 Gewerbesteuer	 400 v. H.

§ 5
1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf	 10.000,00 €

	 festgesetzt.
2.	 Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 

Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-
zeln darzustellen sind, wird auf	  10.000,00 €

	 festgesetzt.
3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei
a)	 Personalaufwendungen/-auszahlungen auf	  10.000,00 €
b)	 Aufwendungen/Auszahlungen 

	 für Sach- und Dienstleistungen,
	 Transferaufwendungen/-auszahlungen und
	 sonstigen ordentlichen Aufwendungen/
	 sonstigen Auszahlungen 
	 aus laufender Verwaltungstätigkeit auf	  10.000,00 €
c)	 Aufwendungen für Abschreibungen auf 	  20.000,00 €
d)	 Aufwendungen für Rückstellungen auf	  20.000,00 €
e)	 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	  20.000,00 €

	 festgesetzt.
	 Mehraufwendungen/Mehrauszahlungen unterhalb dieser Wertgrenzen 

gelten als unerheblich. Diese werden auf Antrag der Fachbereiche durch 
die Kämmerin entschieden.

	 Bewilligte nicht erhebliche Mehraufwendungen/Mehrauszahlungen 
werden der Stadtverordnetenversammlung mit der Jahresrechnung zur 
Kenntnis gebracht. 

	 Überschreitung unter 100,00 € bedürfen nicht der Zustimmung der Käm-
merin. 

4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 
bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf  	  1.000.000,00 € 
b)	 und bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen 
	 Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 	  500.000,00 €

	 festgesetzt.

Angermünde, den 27.11.2024

Ute Ehrhardt                                    (Siegel)
Bürgermeisterin

Aufstellungsvermerk
Die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan der Stadt Angermünde für das 
Haushaltsjahr 2025 einschließlich mittelfristigen Finanzplan für den Pla-
nungszeitraum 2026 – 2028 aufgestellt und der Bürgermeisterin vorgelegt.

Angermünde, 27.11.2024 

Christin Türpe
Kämmerin

Feststellungsvermerk
Die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan der Stadt Angermünde für das 
Haushaltsjahr 2025 einschließlich mittelfristigen Finanzplan für den Pla-
nungszeitraum 2026–2028 festgestellt und der Stadtverordnetenversamm-
lung zugeleitet.

Angermünde, 27.11.2024 

Ute Ehrhardt
Bürgermeisterin

Die Haushaltssatzung der Stadt Angermünde für das Haushaltsjahr 2025 
enthält keine genehmigungspflichtigen Teile.
Zu jedermanns Einsichtnahme liegen die Haushaltssatzung 2025 und ihre 
Anlagen innerhalb der Dienstzeiten in der Stadtverwaltung Angermünde, 
Markt 24, Zimmer 3.1 öffentlich aus.
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften, die in der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
enthalten oder aufgrund der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
erlassen worden sind, beim Zustandekommen dieser Satzung unbeachtlich 
ist, wenn die Verletzung nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
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öffentlichen Bekanntmachung gegenüber der Stadt Angermünde unter Be-
zeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, 
geltend gemacht worden ist.
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung der Satzung 
verletzt worden sind. 
Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- und 
Formvorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, jedoch nur dann, 
wenn sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Bekanntma-

chung in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis von dem Satzungsinhalt 
verschaffen konnten.

Angermünde, den 27.11.2024

Ute Ehrhardt
Bürgermeisterin

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Haushaltssatzung 2025 der Stadt Angermünde vom 27.11.2024 wird hiermit gemäß § 3 Absatz 3 und § 67 Absatz 5 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf) alte Fassung, zuletzt geändert am 30. Juni 2022 ((GVBl. I/22, [Nr. 18], S. 6) öffentlich bekannt gemacht.

Angermünde, 27.11.2024                             (Siegel)

Ute Ehrhardt
Bürgermeisterin

6. Änderungsbeschluss

Das Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuord-
nung, Dienstsitz Prenzlau hat beschlossen:
 
Das mit Anordnungsbeschluss vom 26.09.2007 und durch Änderungs-
beschlüsse vom 11.02.2011, 12.11.2012, 28.09.2016, 08.11.2018 und 
20.01.2025 festgestellte Gebiet des 

Bodenordnungsverfahrens Schönermark
Verf.-Nr. 300407

wird gemäß § 63 Abs. 2 Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) i. V. m. 
§ 8 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) wie folgt geändert:

1.	 Verfahrensgebiet

1.1	 Hinzuziehung von Flurstücken

Zum Verfahrensgebiet werden nachstehend aufgeführte Flurstücke hinzuge-
zogen und auch insoweit das Bodenordnungsverfahren angeordnet:

Land Brandenburg
Landkreis Uckermark
Gemeinde Angermünde

Gemarkung	 Flur	 Flurstück(e)
Frauenhagen	 2	 392
Frauenhagen	 2	 394

Die Größe der zugezogenen Flurstücke beträgt lt. Liegenschaftskataster 
3,9977 ha. 

1.2	 Ausschluss von Flurstücken

Nachstehend aufgeführtes Flurstück wird aus dem Verfahrensgebiet aus-
geschlossen:

Land Brandenburg
Landkreis Uckermark
Stadt Schwedt

Gemarkung	 Flur	 Flurstück(e)
Schönermark	 1	 447

Die Größe des ausgeschlossenen Flurstückes beträgt lt. Liegenschaftskata-
ster 0,3222 ha.

Das geänderte Verfahrensgebiet hat nunmehr eine Größe von ca. 1.097 ha. 

Das Verfahrensgebiet einschließlich der hinzuzuziehenden bzw. auszuschlie-
ßenden Flurstücke ist auf der als Anlage 1 beigefügten Gebietskarte darge-
stellt.

2.	 Beteiligte 

Am Bodenordnungsverfahren sind gemäß § 10 FlurbG beteiligt:

– als Teilnehmer

die Eigentümer der zum Verfahrensgebiet gehörenden Grundstücke, die den 
Eigentümern gleichstehenden Erbbauberechtigten sowie die Inhaber von 
selbständigem Gebäudeeigentum.

– als Nebenbeteiligte

a)	 Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom 
Bodenordnungsverfahren betroffen werden,

b)	 andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemein-
schaftliche oder öffentliche Anlagen erhalten (§§ 39 und 40 FlurbG) oder 
deren Grenzen geändert werden (§ 58 Abs. 2 FlurbG),

c)	 Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Verfahrensgebiet 
räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beein-
flusst wird,

d)	 Inhaber von Rechten an den zum Verfahrensgebiet gehörenden Grund-
stücken oder von Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen 
Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berech-
tigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschränken,

e)	 Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum 
Eintritt des neuen Rechtszustandes (§ 61 Satz 2 FlurbG),

f)	 Eigentümer von nicht zum Verfahrensgebiet gehörenden Grundstücken, 
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denen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auf-
erlegt wird (§§ 42 Abs. 3 und 106 FlurbG) oder die zur Errichtung fester 
Grenzzeichen an der Grenze des Verfahrensgebietes mitzuwirken haben 
(§ 56 FlurbG).

3.	 Teilnehmergemeinschaft
Die Eigentümer der zugezogenen Flurstücke, die den Eigentümern gleichste-
henden Erbbauberechtigten sowie die Inhaber von selbständigem Gebäude-
eigentum auf den zugezogenen Flurstücken werden Mitglieder der Teilneh-
mergemeinschaft des Bodenordnungsverfahrens Schönermark.

4.	 Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 
Rechte an den zum Verfahrensgebiet zugezogenen Flurstücken, die aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Bodenordnungs-
verfahren berechtigen, sind gemäß § 14 Abs. 1 FlurbG innerhalb einer Frist 
von drei Monaten nach erfolgter Bekanntmachung dieses Beschlusses beim 
Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, 
Grabowstraße 33, 17291 Prenzlau anzumelden.
Auf Verlangen der Oberen Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende sein 
Recht innerhalb einer von der Behörde zu setzenden Frist nachzuweisen. 
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu betei-
ligen.
Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder 
nachgewiesen, so kann die Obere Flurbereinigungsbehörde die bisherigen 
Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 FlurbG gelten lassen.
Der Inhaber eines Rechts muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines 
vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten 
lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des 
Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist.

5.	 Zeitweilige Einschränkungen des Eigentums
Gemäß der §§ 34 und 85 Ziff. 5 FlurbG ist hinsichtlich der zugezogenen Flur-
stücke von der Bekanntgabe dieses Beschlusses an bis zur Unanfechtbarkeit 
des Bodenordnungsplanes in folgenden Fällen die Zustimmung der Oberen 
Flurbereinigungsbehörde erforderlich:
a)	 wenn die Nutzungsart der Grundstücke im Verfahrensgebiet geändert 

werden soll; dies gilt nicht für die Änderungen, die zum ordnungsgemä-
ßen Wirtschaftsbetrieb gehören.

b)	 wenn Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und 
ähnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder be-
seitigt werden sollen.

c)	 wenn Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzel-
ne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze beseitigt werden sollen. Die 
Beseitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit landeskulturelle 
Belange, insbesondere die des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge nicht beeinträchtigt werden.

d)	 wenn Holzeinschläge vorgenommen werden sollen, die den Rahmen 
einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen.

Sind entgegen den Anordnungen zu a) und b) Änderungen vorgenommen 
oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Bodenord-
nungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Obere Flurbereinigungsbehör-
de kann den früheren Zustand gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, 
wenn dies der Bodenordnung dienlich ist.
Sind Eingriffe entgegen der Anordnung zu c) vorgenommen worden, so muss 
die Obere Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen.
Sind entgegen der Anordnung zu d) Holzeinschläge vorgenommen worden, 
so kann die Obere Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der 

das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach Anweisun-
gen der Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen 
hat.
Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung zu Buchstaben b), c) und d) dieses 
Beschlusses sind Ordnungswidrigkeiten und können mit einer Geldbuße bis 
zu 1.000,00 € für den einzelnen Fall geahndet werden (§ 154 FlurbG, §§ 1 
und 17 Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG)). Unter Umständen kann 
auch eine höhere Geldbuße auferlegt werden (§ 17 Abs. 4 OWiG). Außerdem 
können Gegenstände eingezogen werden, auf die sich die Ordnungswidrig-
keit bezieht (§ 154 Abs. 3 FlurbG).

6.	 Finanzierung des Verfahrens 
Die Verfahrenskosten trägt gemäß § 104 FlurbG das Land Brandenburg.
Die Ausführungskosten trägt gemäß § 105 FlurbG die Teilnehmergemein-
schaft.

7.	 Anordnung der sofortigen Vollziehung
Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses wird nach § 80 Abs. 2 Satz 1 
Ziff. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

8.	 Gründe
Die Voraussetzungen für die Änderung des Verfahrensgebietes des Boden-
ordnungsverfahrens Schönermark gemäß § 8 Abs.1 FlurbG liegen vor.
Im Rahmen der Verfahrensbearbeitung wurde festgestellt, dass für das ge-
nannte Flurstück 447,  Flur 1, Gemarkung Schönermark kein Regelungsbe-
darf im Bodenordnungsverfahren besteht und dieses daher ausgeschlossen 
werden kann. 
Die Flurstücke 392 und 394, Flur 2, Gemarkung Frauenhagen sind aus ver-
messungstechnischen Gründen zur Sicherung der Verfahrensgrenze zum 
Bodenordnungsverfahren hinzuzuziehen.

9.	 Hinweis über die Erhebung personenbezogener Daten
Im Bodenordnungsverfahren werden personenbezogene Daten von Verfah-
rensbeteiligten und Dritten verarbeitet. Nähere Informationen gemäß der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) können auf der Internetseite 

https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Information-DSGVO-
grosse-BOV.pdf
 
eingesehen werden. Alternativ sind die Informationen auch beim Landesamt 
für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Grabowstra-
ße 33, 17291 Prenzlau erhältlich.

10.	 Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Änderungsbeschluss kann innerhalb eines Monats beim Lan-
desamt für Ländliche Ent-wicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, 
Grabowstraße 33, 17291 Prenzlau Widerspruch erhoben werden. 

Prenzlau, den 18.07.2025

Im Auftrag                             DS

Steffen Brack 

Anlage 1
Gebietskarte
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– Ende der amtlichen Bekanntmachungen –
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– Amtliche Mitteilungen –

Stellenausschreibung  
Kassenleiter*in (m/w/d)

Die Stadt Angermünde sucht zum 01.12.2025 unbefristet eine*n

Kassenleiter*in (m/w/d)

Die Vollzeitstelle im Umfang von 39 Wochenstunden wird nach dem TVöD 
mit der E 9a vergütet. Ihr neues, weitgehend eigenverantwortliches und 
abwechslungsreiches Aufgabengebiet umfasst als Schwerpunktaufgaben 
Folgendes: 
•	 Steuerung, Koordinierung und Organisation der Aufgaben der Stadtkasse
•	 Anleitung Team der Stadtkasse
•	 Überwachung und Abwicklung des Zahlungsverkehrs
•	 Verwaltung der Finanzmittel, Buchungen von Ein- und Auszahlungen, 

Verrechnungen
•	 Liquiditätsplanung und -sicherung
•	 Kassenkredite, Fest- und Termingelder
•	 Bewirtschaftung/Verwaltung von Geld und Kapitalvermögen
•	 Forderungsmanagement
•	 Bearbeitung von Vorgängen aus dem Bereichen Stundung, Niederschla-

gung u. Erlass
•	 Zahlungsrückstände feststellen und bearbeiten
•	 Mitarbeit bzw. Zuarbeit zur Einleitung besonderer Zwangsvollstre-

ckungsmaßnahmen (Zwangsversteigerungen, Sicherungshypotheken)
•	 Vollstreckungsangelegenheiten
•	 Finanzstatistiken, -meldungen erstellen
•	 Zuarbeit zur Kassen -und Jahresabschlüssen, Prüfung der Tagesab-

schlüsse
•	 Kontrolle der Vorschuss- und Verwahrkonten
•	 Mitwirkung bei örtlichen und überörtlichen Kassen- und Rechnungsprü-

fungen
•	 Erteilung steuerlicher Unbedenklichkeitsbescheinigungen 

Damit überzeugen Sie uns:
•	 Abgeschlossene Ausbildung als Verwaltungsfachangestellte*r o. gleich-

wertig
•	 Ein gutes Zahlenverständnis
•	 sichere und gute IT-Kenntnisse in Verbindung mit einem zeitgemäßen 

Umgang aktueller Medien (inkl. Word/Excel)
•	 Einsatzbereitschaft, Flexibilität, Belastbarkeit, Teamfähigkeit, Selbst-

ständigkeit

Das bieten wir Ihnen:
•	 eine ansprechende und zuverlässige Beschäftigung zu attraktiven Kon-

ditionen 
•	 Vereinbarkeit von Beruf und Familie durch eine flexible Arbeitszeitge-

staltung im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten 
•	 vielfältige fachliche und außerfachliche Fort- und Weiterbildungsmaß-

nahmen 
•	 betriebliche Altersversorgung über die Zusatzversorgungskasse KvBbg 
•	 Jahressonderzahlung und 30 Tage Urlaub 
•	 Fahrradleasing

Bei Interesse richten Sie bitte Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unter-
lagen zu den benannten Einstellungsvoraussetzungen bis zum 18.08.2025 

per E-Mail an: bewerbungen@angermuende.de
(zusammengefasst in einer Datei im PDF-Format)

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt eingestellt.
Weitere Auskünfte zur Stellenausschreibung erteilt Frau Wichert 
unter Tel. 03331/260014. 
Bewerbungskosten werden durch die Stadt Angermünde nicht erstattet. 
Bewerbungsunterlagen werden nur zurückgesandt, wenn ein ausreichend 
frankierter Rückumschlag beigefügt wurde. Die entsprechenden Daten-
schutzhinweise finden Sie unter www.angermuende.de
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– Ende der amtlichen Mitteilungen –

Stellenausschreibung  
Bauhofmitarbeiter*in (m/w/d)

Die Stadt Angermünde sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/-n

Bauhofmitarbeiter*in (m/w/d)

Die Vollzeitstelle im Umfang von 39 h ist nach dem TVöD mit der E5 bewer-
tet und umfasst folgende Schwerpunkte:
•	 vorrangig Erledigung von Arbeiten bei der Unterhaltung des Rad- und 

Wanderwegenetzes der Stadt Angermünde und Unterhaltung von Ge-
meindestraßen, Hochbauten, Niederschlagsentwässerungsanlagen, 
Park- und öffentlichen Grünanlagen, öffentlicher Parkplätze und Spiel-, 
Bolz- und Sportplätzen

•	 Winterdienst
•	 Wahrnahme von Aufgaben zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit 

städtischer Bauwerke, Anlagen und Einrichtungen
•	 Durchführung aller sonstigen anfallenden Arbeiten des Bauhofbereiches 

(materiell-technische Sicherstellung von städtischen Veranstaltungen 
usw.)

Anforderungen an die Bewerber/-innen:
•	 abgeschlossene Berufsausbildung vorrangig als Straßenwärter/-in oder 

in einem techn. Handwerksberuf mit ausgeprägten techn. Verständnis
•	 Führerschein der Klasse CE
•	 Befähigungsnachweise zum Führen von Motorsäge und Freischneider, 

eines Radladers, von Baumaschinen und anderen motorisch angetriebe-
ner Arbeitsmaschinen und -geräten wie Ladekran und Hubarbeitsbühne 
sind erwünscht

•	 Selbstständiges und verantwortungsbewusstes  Arbeiten
•	 Flexibilität, Teamfähigkeit, Einsatzbereitschaft u. eine positive Einstel-

lung zum Bereitschaftsdienst u.  zur Arbeitszeitverlagerung
•	 PC-Kenntnisse

Das bieten wir Ihnen:
•	 eine ansprechende und zuverlässige Beschäftigung zu attraktiven Kon-

ditionen  
•	 betriebliche Altersversorgung über die Zusatzversorgungskasse 
•	 Jahressonderzahlung und 30 Tage Urlaub

Bei Interesse richten Sie bitte Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Unter-
lagen zu den benannten Einstellungsvoraussetzungen bis zum 20.08.2025 

per E-Mail an: bewerbungen@angermuende.de
(zusammengefasst in einer Datei im PDF-Format)

Weitere Auskünfte zur Stellenausschreibung erteilen Frau Wichert unter 
Tel. 03331/ 260014. 

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt eingestellt.
Bewerbungskosten werden durch die Stadt Angermünde nicht erstattet. 
Bewerbungsunterlagen werden nur zurückgesandt, wenn ein ausreichend 
frankierter Rückumschlag beigefügt wurde. Die entsprechenden Daten-
schutzhinweise finden Sie unter www.angermuende.de
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